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1 Besondere Bestimmungen für die Verweisung auf
EU-Recht

1.1 Einführung

124* Nützliche Informationen zu formalen Aspekten bei  der  Übernahme  von  EU-Recht  finden  sich
auf  den  Internetseiten  der  BK.  Nützliche  allgemeine  Informationen,  beispielsweise  zu  den
Organen und Einrichtungen der EU, enthält EUR-Lex, die Zugangsplattform zum EU-Recht.

* Randziffer geändert durch den Beschluss der Begleitgruppe GTR vom 18. Mai 2017.

125 Die Bezeichnung eines Rechtsakts enthält eine Nummer, bestehend aus der Jahreszahl, einer
laufenden Nummer sowie der Abkürzung für den Gründungsvertrag oder dessen Teil,  gemäss
dem  der  betreffende  Rechtsakt  erlassen  wurde.  Die  Abkürzung  ist  «EU»,  «EG»  oder
«EWG» («EG»  wurde  bis  30.11.2009,  «EWG»  bis  ca. 1993  verwendet).  Bisweilen  kommt
auch  eine  andere  Abkürzung  vor,  z.B.  «JI»  («Justiz  und  Inneres»)  zur  Bezeichnung  von
Rechtsakten,  die  gemäss  Titel  VI  des  EU-Vertrags  (in  der  Fassung  vor  dem  Lissabonner
Vertrag)  erlassen  wurden.  Zudem  kann  die  Reihenfolge  der  Angaben  variieren.  Steht  die
laufende  Nummer  vor  der  Jahreszahl,  so  wird  ihr  die  Bezeichnung  «Nr.»  vorangestellt.  Die
Jahreszahl  wird  bis  und  mit  1998  zweistellig  (z.B.  «93»  für  1993)  angegeben,  ab  1999
vierstellig (z.B. «2006»).

189 Für  Bundesbeschlüsse  im  Zusammenhang  mit  Schengen/Dublin  vgl.  die  Sonderregeln  in
Anhang 2 (Rz. 367).

1.2 Ausgestaltung von Verweisen

1.2.1 Wiedergabe der Titel von EU-Rechtsakten

126 Bei  der  Wiedergabe  des  Titels  eines  EU-Rechtsakts  ist  auf  Vollständigkeit  zu  achten.
Angaben wie «… (Neufassung)» oder «… (kodifizierte Fassung)»,  die Teil des offiziellen Titels
sind,  sowie  offizielle  Kurztitel  wie  «…  (Flugsicherungsdienste-Verordnung)»  müssen  in  den
schweizerischen  Verweis  aufgenommen  werden.  Dagegen  ist  der  häufig  vorkommende
Klammerhinweis «(Text von Bedeutung für den EWR)» wegzulassen.

Beispiel:

Richtlinie  2011/65/EU  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  8.  Juni  2011  zur
Beschränkung der  Verwendung bestimmter  gefährlicher  Stoffe  in  Elektro-  und  Elektronikgeräten
(Neufassung), ABl. L 174 vom 1.7.2011, S. 88.

1.2.2 Was gehört in den Fliesstext, was in die Fussnote?

https://www.bk.admin.ch/bk/de/home/dokumentation/begleitende-rechtssetzung/uebernahme-von-eu-recht-formale-aspekte.html
https://www.bk.admin.ch/bk/de/home/dokumentation/begleitende-rechtssetzung/uebernahme-von-eu-recht-formale-aspekte.html
https://www.bk.admin.ch/bk/de/home/dokumentation/begleitende-rechtssetzung/uebernahme-von-eu-recht-formale-aspekte.html
http://eur-lex.europa.eu/
http://eur-lex.europa.eu/
http://eur-lex.europa.eu/
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1.2.2.1 Normalfall: Kurzform-Verweisung

127 Im Fliesstext  schweizerischer Erlasse werden  EU-Rechtsakte  grundsätzlich  in  der  Kurzform
(Art des Rechtsakts mit seiner Nummer) zitiert. Alles andere (vollständiger Titel, Fundstelle im
Amtsblatt der EU [ABl.], allfällige Änderungsrechtsakte) gehört in die Fussnote.

128 Verweise  in  Kurzform  für  die  beiden  häufigsten  EU-Rechtsakte,  die  Verordnung  und  die
Richtlinie,  setzen  sich  im  Fliesstext  wie  folgt  zusammen  (französische  und  italienische
Erlasstexte des Landesrechts folgen hier teilweise anderen Regeln):

bei  Richtlinien:  Art  des  Rechtakts  («Richtlinie»,  «Durchführungsrichtlinie»  oder  «Delegierte
Richtlinie»); Nummer,  bestehend aus Jahreszahl,  laufender Nummer sowie Abkürzung «EU»,
«EG» oder «EWG».

Beispiele:

– Richtlinie 2009/160/EU

– Richtlinie 2004/43/EG 

– Durchführungsrichtlinie 2011/60/EU

bei  Verordnungen:  Art  des  Rechtsakts  («Verordnung»,  «Durchführungsverordnung»  oder
«Delegierte Verordnung»);  Nummer,  bestehend aus Abkürzung in  Klammern  «(EU)»,  «(EG)»
oder «(EWG)», Abkürzung «Nr.», laufender Nummer und Jahreszahl.

Beispiele:

– Verordnung (EU) Nr. 1198/2009

– Verordnung (EWG) Nr. 1408/71

– Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1062/2010

Verweise  in  Kurzform  auf  andere  Typen  von  EU-Rechtsakten,  z.B.  auf  Beschlüsse  oder
Dokumente der Europäischen Kommission, folgen den gleichen Regeln. Mass-
gebend ist jeweils der Titel des Rechtsakts gemäss ABl. der EU.

Beispiele:

– Beschluss 2009/911/EU

– Beschluss Nr. 1639/2006/EG

– Beschluss 2009/371/JI

– Durchführungsbeschluss 2012/461/EU

– Empfehlung K(2008) 2976 endg.

In der Bezeichnung «delegierte Verordnung/Richtlinie» schreibt man «delegiert» im Prinzip
klein. In der Regel ist dieses Wort jedoch der Anfang des Titels eines EU-Rechtsakts; in
diesen Fällen wird es grossgeschrieben.

129 Der vollständige Titel des EU-Rechtsakts  und alle anderen Elemente stehen in der Fussnote.
Zur Gestaltung der Fussnoten vergleiche die Randziffern 147, 148 und 149.

Beispiel:

Als  persistent,  bioakkumulierbar und toxisch (PBT) gelten Stoffe, die die  Kriterien  nach  Anhang



5Besondere Bestimmungen für die Verweisung auf EU-Recht

© 2023 Schweizerische Bundeskanzlei

XIII Kapitel 1 der Verordnung (EG) Nr. 1907/200633 erfüllen.

33 Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember

2006 zur Registrierung, Bewertung, Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe (REACH), zur

Schaffung einer Europäischen Agentur für chemische Stoffe, zur Änderung der Richtlinie 1999/45/

EG und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 793/93 des Rates, der Verordnung (EG)

Nr. 1488/94 der Kommission, der Richtlinie 76/769/EWG des Rates sowie der Richtlinien 91/155/

EWG, 93/67/EWG, 93/105/EG und 2000/21/EG der Kommission, ABl. L 396 vom 30.12.2006,

S. 1; zuletzt geändert durch Verordnung (EU) Nr. 453/2010, ABl. L 133 vom 31.5.2010, S. 1.

 *AS 2010 5223, Art. 6a Ziff. 1

1.2.2.2 Ausnahme: Ausführliche Verweisung

130 Die ausführliche Verweisung ist  die Regel in Tabellen oder Listen,  insbesondere in Anhängen
von Erlassen des Landesrechts,  die EU-Rechtsakte auflisten.  Ausnahmsweise kann auch im
Fliesstext ausführlich verwiesen werden,  wenn der Titel des betreffenden EU-Rechtsakts  kurz
ist  und  die  verweisende  Norm  übersichtlich  sowie  in  allen  drei  Sprachfassungen  gut  lesbar
bleibt.

131 Verweise in ausführlicher Form setzen sich wie folgt zusammen:

bei  Richtlinien:  Art  des  Rechtsakts  («Richtlinie»;  «delegierte  Richtlinie»  oder
«Durchführungsrichtlinie»);  Nummer,  bestehend  aus  Jahreszahl,  laufender  Nummer  sowie
Abkürzung «EU», «EG» oder «EWG»; Urheber; Verabschiedungsdatum; Inhaltsangabe.

Beispiele:

– Richtlinie 2009/160/EU der/des … vom … über …

– Richtlinie 2004/43/EG der/des … vom … zur …

– Durchführungsrichtlinie 2011/60/EU der/des … vom … über …

bei  Verordnungen:  Art  des  Rechtsakts  («Verordnung»,  «Durchführungsverordnung»  oder
«Delegierte Verordnung»);  Nummer,  bestehend aus Abkürzung in  Klammern  «(EU)»,  «(EG)»
oder  «(EWG)»,  Abkürzung  «Nr.»,  laufender  Nummer  und  Jahreszahl;  Urheber;
Verabschiedungsdatum; Inhaltsangabe.

Beispiele:

– Verordnung (EU) Nr. 1198/2009 der/des … vom … über …

– Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 der/des … vom … zur…

– Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1062/2010 der/des … vom … über …

Anmerkung: Die Interpunktion in den Titeln von EU-Rechtsakten (z.B. allfällige Kommas beim
Datum) ist nicht ganz einheitlich. Man hält sich an die Fassung gemäss dem ABl.

132 Zusätzlich zu den in Randziffer 131 erwähnten Elementen werden die Fundstelle im ABl.  und
allfällige Änderungsrechtsakte angegeben.

Diese stehen:

– wenn der Verweis  in einer Tabelle oder Liste steht:  direkt  anschliessend  an  die  Angaben
gemäss Randziffer 131;

https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2010/5223.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2010/5223.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2010/5223.pdf
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– wenn der Verweis im Fliesstext steht: in einer Fussnote.

Beispiel für die Darstellung in einer Tabelle:

Kategorie EU-Erlass

5. zum menschlichen Verzehr

bestimmte Erzeugnisse

tierischen Ursprungs

Verordnung (EG) Nr. 854/2004 des Europäischen Parla-

ments und des Rates vom 29. April 2004 mit besonderen

Verfahrensvorschriften für die amtliche Überwachung von zum

menschlichen Verzehr bestimmten Erzeugnissen tierischen

Ursprungs, ABl. L 139 vom 30.4.2004, S. 206; zuletzt geändert

durch Durchführungsverordnung (EU) Nr. 739/2011, ABl. L 196

vom 28.7.2011, S. 3.

 *AS 2011 3729, Anhang 1 Kap. 2

Beispiel für die Darstellung im Fliesstext:

2 Ausgenommen  sind  Fischereierzeugnisse  aus  Muscheln,  Stachelhäutern,  Manteltieren  und
Meeresschnecken, welche die Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 des  Europäischen
Parlaments  und  des  Rates  vom  29. April  20045  mit  spezifischen  Hygienevorschriften  für
Lebensmittel tierischen Ursprungs erfüllen.

5 ABl. L 139 vom 30.4.2004, S. 55; zuletzt geändert durch Verordnung (EU) Nr. 16/2012, ABl. L 8

vom 12.1.2012, S. 29.

1.2.3 Wie verweisen, wenn ein EU-Rechtsakt in einem Erlass mehrfach zitiert
wird?

1.2.3.1 Grundsatz

133 Wird  ein  EU-Rechtsakt  in  einem  Erlass  mehrfach  zitiert,  so  gibt  man  an  der  ersten
Verweisstelle die Kurzform oder den ausführlichen Verweis  an;  im letzteren Fall führt  man die
Kurzform in Klammer ein.

Alle folgenden Verweise werden in der Kurzform ausgestaltet.  Dabei wird in der Fussnote nur
noch auf die erste Verweisstelle verwiesen (z.B. «Siehe Fussnote zu Art. 5 Abs. 2 Bst. c.»).

Beispiel:

1 Ein Lebensmittel nach Artikel 1 darf nur in die  Schweiz  eingeführt  werden,  wenn  es  von  einer
Erklärung nach Anhang I der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 961/20113 begleitet wird.

3 Siehe Fussnote zu Art. 1a Abs. 1.

 *AS 2012 455, Art. 2

https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2011/3729.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2011/3729.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2011/3729.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2012/455.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2012/455.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2012/455.pdf
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1.2.3.2 Ausnahme 1: Verweis mit offiziellem oder inoffiziellem Kurztitel

134* Bei Mehrfachzitierung eines EU-Rechtsakts  kann anstelle  des  Kurzform-Verweises  auch  ein
offizieller,  d. h.  im Titel des Rechtsakts  explizit  genannter Kurztitel  verwendet  werden.  Dabei
sind folgende Regeln zu beachten:

– Der im  ABl.  enthaltene  Kurztitel  ist  durch  das  Kürzel  «EU-»  zu  ergänzen,  um  mögliche
Verwechslungen  insbesondere  mit  Verordnungen  und  Richtlinien  des  Landesrechts  zu
vermeiden  (also  z.B.  «EU-Richtlinie  über  die  Eisenbahnsicherheit»  statt  «Richtlinie  über

die Eisenbahnsicherheit»
1

).  Das Kürzel lautet  immer «EU-»,  auch wenn der Rechtsakt  in
seinem offiziellen Titel noch das Kürzel «EWG» oder «EG» trägt.

– Offizielle Kurztitel dürfen nicht verwendet werden, wenn sie zu allgemein gehalten sind.  So

wäre  z.B.  «EU-Agenturverordnung»  für  die  Verordnung  (EG)  Nr. 1335/2008
2

 zu
unspezifisch,  weil  es  in  der  EU  viele  Agenturen  und  viele  entsprechende  Verordnungen
gibt.

– Um  Verwechslungen  auszuschliessen,  ist  darauf  zu  achten,  dass  in  der  Schweiz  kein
gleich oder ähnlich lautender Rechtsakt existiert.

Diese Kurztitel sollten der Sektion Terminologie der BK gemeldet  werden,  damit  diese sie  in
die Datenbank TERMDAT aufnimmt.

Für  die  Fussnoten  zur  zweiten  und  allen  folgenden  Nennungen  des  EU-Rechtsakts  gelten
dieselben Regeln wie bei der Verwendung der Kurzform (Rz. 133 zweiter Absatz und Rz. 136).

* Randziffer geändert durch den Beschluss der Begleitgruppe GTR vom 29. Juni 2015.

135* Ausnahmsweise darf,  wenn überzeugende Gründe dafür sprechen,  auch ein inoffizieller,  d. h.
im  Titel  des  Rechtsakts  nicht  genannter  Kurztitel,  z.B.  «EU-Aufzugsrichtlinie»  (statt
«Richtlinie 95/16/EG»),  verwendet  werden.  Eine  solche  Ausnahme  ist  insbesondere  dann  in
Betracht  zu ziehen,  wenn im konkreten schweizerischen Erlass  auf  mehrere  EU-Rechtsakte
verwiesen wird und die Verwendung von Kurztiteln anstelle der üblichen Kurzform-Verweise die
Unterscheidung erleichtert. Dabei sind folgende Regeln zu beachten:

– Der  Kurztitel  muss  das  Kürzel  «EU-»enthalten,  um  mögliche  Verwechslungen
insbesondere mit Verordnungen und Richtlinien des Landesrechts zu vermeiden (also «EU-
Seilbahnrichtlinie» und nicht  bloss  «Seilbahnrichtlinie» oder «EU-Ausweisverordnung» und
nicht bloss «Ausweisverordnung»). Auch hier lautet das Kürzel immer EU. 

– Der gewählte Kurztitel muss dem Inhalt des zitierten EU-Rechtsakts entsprechen.

– Um Verwechslungen auszuschliessen,  ist  darauf zu  achten,  dass  in  der  Schweiz  und  in
der EU kein gleich oder ähnlich lautender Rechtsakt existiert.

Diese Kurztitel sollten der Sektion Terminologie der BK gemeldet  werden,  damit  diese sie  in
die Datenbank TERMDAT aufnimmt.

Für  die  Fussnoten  zur  zweiten  und  allen  folgenden  Nennungen  des  EU-Rechtsakts  gelten
dieselben Regeln wie bei der Verwendung der Kurzform (Rz. 133 zweiter Absatz und Rz. 136).

* Randziffer geändert durch den Beschluss der Begleitgruppe GTR vom 29. Juni 2015.

mailto:termdat@bk.admin.ch
mailto:termdat@bk.admin.ch
https://www.termdat.bk.admin.ch/Search/Search
mailto:termdat@bk.admin.ch
mailto:termdat@bk.admin.ch
https://www.termdat.bk.admin.ch/Search/Search
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1.2.3.3 Ausnahme 2: im Ingress angeführte EU-Rechtsakte

136 Wird ein EU-Rechtsakt bereits im Ingress angeführt, so enthalten spätere Verweise auf diesen
Rechtsakt keine Fussnote mehr (vgl. Rz. 108).

Beispiel:

Der Schweizerische Bundesrat,

gestützt auf Artikel …, 
in Ausführung des Abkommens vom …2 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der
Europäischen Gemeinschaft über …, insbesondere der Verordnung (EWG) Nr. 79/883 in der für die
Schweiz gemäss Ziffer 3 des Anhangs zu diesem Abkommen jeweils verbindlichen 
Fassung,

verordnet:

…

Art. 4

Die  Mindesteigenschaften  gemäss  Anhang I  Ziffer I  Buchstabe A  der  Verordnung  (EWG)
Nr. 79/88 gelten auch für …

2 SR 0.999.999.9
3 Verordnung (EWG) Nr. 79/88 der Kommission vom 13. Januar 1988 zur Festsetzung von Qualitäts-

normen für Kopfsalat, krause Endivie und Eskariol sowie für Gemüsepaprika. 

1.2.4 Mehrfachverweise im gleichen Artikel

137 Wird in einem Artikel mehrfach auf denselben EU-Rechtsakt  verwiesen,  so wird – auch wenn
die ausführliche Verweisung praktiziert wird – ab dem zweiten Verweis  nur noch die Kurzform
angegeben. Die Fussnote wird nur beim ersten Verweis gesetzt.

Beispiel:

2 Für  Sendungen,  die  zur  Einlagerung in  eine  Freizone,  ein  Freilager  oder  ein  Zolllager  in  einem
Mitgliedstaat  der Europäischen Union bestimmt  sind, gilt  Artikel 12 der Richtlinie  97/78/EG  des
Rates  vom 18. Dezember 19978  zur Festlegung von  Grundregeln  für  die  Veterinärkontrollen  von
aus Drittländern in die Gemeinschaft eingeführten Erzeugnissen.

3 Für  Sendungen,  die  für  einen  nach  Artikel  13  Absatz  1  Buchstabe  a  der  Richtlinie  97/78/EG
zugelassenen Betreiber mit Domizil in der Europäischen Union bestimmt sind, gelten die Artikel 12
und 13 dieser Richtlinie.

8 ABl. L 24 vom 30.1.1998, S. 9; zuletzt geändert durch Richtlinie 2006/104/EG,  ABl. L 363 vom

20.12.2006, S. 352.

1.3 Zitierung der Schengen- oder Dublin-Assoziierungsabkommen
in Verordnungen (Gesamtpaket)
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1.3.1 1. Einleitende Bemerkungen

367 Es gibt zu Schengen und zu Dublin je ein Hauptabkommen zwischen der Schweiz und der
EU/EG. Dafür werden oft die Kurztitel «das Schengen-Assoziierungsabkommen» und «das
Dublin-Assoziierungsabkommen» oder die entsprechenden Abkürzungen «SAA» und «DAA»
verwendet (vgl. Botschaft «Bilaterale II», BBl 2004 5965, 5981)

Zum  Schengen/Dublin-Paket  gehören  aber  noch  weitere,  rechtlich  mit  dem  jeweiligen
Hauptabkommen verknüpfte Abkommen, nämlich:

– ein Übereinkommen mit Norwegen und Island zu Schengen und zu Dublin,

– ein Abkommen mit Dänemark zu Schengen,

– ein Protokoll zum DAA betreffend Dänemark,

– je ein Protokoll zum SAA und zum DAA betreffend den Beitritt Liechtensteins.

Für  die  Gesamtpakete  verwendet  man  in  der  Regel  ebenfalls  die  Kurztitel  «die  Schengen-
Assoziierungsabkommen» bzw. «die  Dublin-Assoziierungsabkommen».  Der  gleiche  Kurztitel
bezeichnet also einmal (im Singular) ein einzelnes Abkommen, einmal (im Plural) ein ganzes
Paket von Abkommen.

Bei der Verwendung des Kurztitels muss daher immer deutlich sein,  ob der Singular oder der
Plural gemeint ist. Es sollte wie folgt zitiert werden:

– Kurztitel für die Gesamtpakete:
Der  Kurztitel  «die  Schengen-Assoziierungsabkommen»  wird  als  Oberbegriff  für  das
Gesamtpaket  der  Abkommen  zu  Schengen  verwendet,  der  Kurztitel  «die  Dublin-
Assoziierungsabkommen» als Oberbegriff für das Gesamtpaket der Abkommen zu Dublin.
Zur Zitierweise vgl. Rz. 368, 369,  370 und 371).

– Abkürzung für die Einzelabkommen:
Will man nur auf das jeweilige Hauptabkommen einzeln verweisen,  so verwendet  man die
Abkürzung «SAA» bzw. «DAA». Dabei ist  aber zu beachten,  dass die Abkürzung «SAA»
bzw. «DAA» bei der erstmaligen Zitierung zunächst eingeführt wird. Zur Zitierweise vgl.  Rz.
374.

1.3.2 2. Im Ingress

370 Im  Ingress  von  Verordnungen  wird  nicht  auf  die  Schengen-  und  die  Dublin-
Assoziierungsabkommen verwiesen;  es  wird nur  auf  Landesrecht  (im  Normalfall  also  auf  die
einschlägige gesetzliche Grundlage) verwiesen.

1.3.3 3. In einem Artikel

371 Wird in einem Artikel der Kurztitel zitiert,  so wird in einem zusätzlichen Absatz  eine  Brücke
zum Anhang gebaut. Es wird keine Fussnote gesetzt.

Beispiel:

Art. 1

1 Diese Verordnung regelt die Einreise sowie die Visumerteilung an Ausländerinnen und Ausländer.

https://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2004/5965.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2004/5965.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2004/5965.pdf
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2 Sie  gilt,  soweit  die  Schengen-Assoziierungsabkommen  keine  abweichenden  Bestimmungen
enthalten.

3 Die Schengen-Assoziierungsabkommen sind in Anhang 1 aufgeführt.

 AS 2008 5441

Zur Gestaltung des Anhangs vgl. Rz. 377, 378 und 379.

Kommt der eingeführte Kurztitel in einem weiteren Artikel des Erlasses vor,  so  muss  dort  in
einer Fussnote auf den Anhang verwiesen werden.

Beispiel:

2 Es  [Das  BFM] gibt  den Behörden des  Bundes, der Kantone und der Gemeinden  die  Statistiken
ab,  die  sie  für  die  Erfüllung  ihrer  Aufgaben  nach  […]  sowie  nach  den  Schengen-
Assoziierungsabkommen1 und den Dublin-Assoziierungsabkommen2 benötigen.

1 Diese Abkommen sind in Anh. 4 Ziff. 1 aufgeführt.
2 Diese Abkommen sind in Anh. 4 Ziff. 2 aufgeführt.

 AS 2008 5421, Ziff. I/1 Art. 20

1.3.4 4. Zitierweise eines Hauptabkommens im Bereich Schengen/Dublin

1.3.4.1 4.1 GTR-Regeln

372 Die Zitierweise folgt den üblichen Regeln der GTR (vgl. Rz. 96–112). Im Erlasstext wird der
vollständige Erlasstitel aufgeführt. In der Fussnote wird die SR-Referenz angegeben.

1.3.4.2 4.2 Titel und Reihenfolge der Einzelabkommen

373 Die einzelnen Abkommen zu Schengen/Dublin sind nach den Mustern unter Rz. 377, 378 und
379 zu zitieren.

1.3.4.3 4.3 Zitierung der Hauptabkommen (SAA, DAA)

374 Will man nur auf das jeweilige Hauptabkommen einzeln verweisen, so wird bei der erstmaligen
Zitierung der vollständige Erlasstitel aufgeführt und in der Fussnote die SR-Referenz
angegeben.

Kommt  der  Verweis  auf  das  entsprechende  Hauptabkommen  mehrmals  vor,  so  kann  die
Abkürzung  «SAA»  bzw.  «DAA»  zunächst  eingeführt  und  bei  jeder  weiteren  Zitierung  im
Erlasstext  verwendet  werden  (vgl.  Rz.  367).  In  einer  Fussnote  ist  jeweils  die  SR-Referenz
anzugeben.

1.3.5 Gestaltung des Anhangs

https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2008/5441.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2008/5441.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2008/5441.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2008/5421.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2008/5421.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2008/5421.pdf
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1.3.5.1 5.1 Für die Schengen-Assoziierungsabkommen

377 Für die Schengen-Assoziierungsabkommen wird der Anhang nach dem folgenden Beispiel
gestaltet:

Anhang

(Art. 4 Abs. 2bis)

Schengen-Assoziierungsabkommen

Die Schengen-Assoziierungsabkommen umfassen:

a. Abkommen vom 26. Oktober 20044  zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft,  der
Europäischen  Union  und  der  Europäischen  Gemeinschaft  über  die  Assoziierung  dieses
Staates bei der Umsetzung, Anwendung und Entwicklung des Schengen-Besitzstands;

b. Abkommen vom 26. Oktober 20045  in Form  eines  Briefwechsels  zwischen  dem  Rat  der
Europäischen Union und der Schweizerischen Eidgenossenschaft  über die Ausschüsse, die
die  Europäische  Kommission  bei  der  Ausübung  ihrer  Durchführungsbefugnisse
unterstützen;

c. Vereinbarung  vom  22.  September  20116  zwischen  der  Europäischen  Union  sowie  der
Republik  Island,  dem  Fürstentum  Liechtenstein,  dem  Königreich  Norwegen  und  der
Schweizerischen Eidgenossenschaft  über die  Beteiligung dieser  Staaten  an  der  Arbeit  der
Ausschüsse,  die  die  Europäische  Kommission  bei  der  Ausübung  ihrer
Durchführungsbefugnisse in Bezug auf die Umsetzung, Anwendung und Entwicklung des
Schengen-Besitzstands unterstützen;

d. Übereinkommen  vom  17.  Dezember  20047  zwischen  der  Schweizerischen
Eidgenossenschaft,  der  Republik  Island  und  dem  Königreich  Norwegen  über  die
Umsetzung,  Anwendung  und  Entwicklung  des  Schengen-Besitzstands  und  über  die
Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des  zuständigen Staates  für die Prüfung eines  in
der Schweiz, in Island oder in Norwegen gestellten Asylantrags;

e. Abkommen  vom  28.  April  20058  zwischen  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft  und
dem Königreich Dänemark über die Umsetzung, Anwendung und  Entwicklung derjenigen
Teile  des  Schengen-Besitzstands,  die  auf  Bestimmungen  des  Titels  IV des  Vertrags  zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft basieren;

f. Protokoll  vom  28.  Februar  20089  zwischen  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft,  der
Europäischen Union, der Europäischen Gemeinschaft  und  dem  Fürstentum  Liechtenstein
über  den  Beitritt  des  Fürstentums  Liechtenstein  zu  dem  Abkommen  zwischen  der
Schweizerischen  Eidgenossenschaft,  der  Europäischen  Union  und  der  Europäischen
Gemeinschaft  über  die  Assoziierung  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft  bei  der
Umsetzung, Anwendung und Entwicklung des Schengen-Besitzstands.

4 SR 0.362.31
5 SR 0.362.1
6 SR 0.362.11
7 SR 0.362.32
8 SR 0.362.33
9 SR 0.362.311

1.3.5.2 5.2 Für die Dublin-Assoziierungsabkommen

378 Für die Dublin-Assoziierungsabkommen wird der Anhang nach dem folgenden Beispiel
gestaltet:

Anhang 4
(Art. 1 Abs. 2)
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Dublin-Assoziierungsabkommen

Die Dublin-Assoziierungsabkommen umfassen:

a. Abkommen vom 26. Oktober 200462 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft  und
der  Europäischen  Gemeinschaft  über  die  Kriterien  und  Verfahren  zur  Bestimmung  des
zuständigen  Staates  für  die  Prüfung  eines  in  einem  Mitgliedstaat  oder  in  der  Schweiz
gestellten Asylantrags (DAA);

b. Übereinkommen  vom  17.  Dezember  200463  zwischen  der  Schweizerischen
Eidgenossenschaft,  der  Republik  Island  und  dem  Königreich  Norwegen  über  die
Umsetzung,  Anwendung  und  Entwicklung  des  Schengen-Besitzstands  und  über  die
Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des  zuständigen Staates  für die Prüfung eines  in
der Schweiz, in Island oder in Norwegen gestellten Asylantrags;

c. Protokoll vom 28. Februar  200864  zwischen  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft,  der
Europäischen  Gemeinschaft  und  dem  Fürstentum  Liechtenstein  zu  dem  Abkommen
zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Europäischen Gemeinschaft  über
die Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des  zuständigen Staates  für die Prüfung eines
in einem Mitgliedstaat oder in der Schweiz gestellten Asylantrags;

d. Protokoll vom 28. Februar  200865  zwischen  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft,  der
Europäischen  Gemeinschaft  und  dem  Fürstentum  Liechtenstein  über  den  Beitritt  des
Fürstentums  Liechtenstein  zu  dem  Abkommen  zwischen  der  Schweizerischen
Eidgenossenschaft  und der Europäischen  Gemeinschaft  über  die  Kriterien  und  Verfahren
zur Bestimmung des zuständigen Staates für die Prüfung eines  in einem Mitgliedstaat  oder
in der Schweiz gestellten Asylantrags.

62 SR 0.142.392.68
63 SR 0.362.32
64 SR 0.142.393.141
65 SR 0.142.395.141

1.3.5.3 5.3 Für die Schengen- und die Dublin-Assoziierungsabkommen

379 Werden in einem Erlass sowohl die Schengen- als auch die Dublin-Assoziierungsabkommen
zitiert, so können die oben angeführten Listen (Bsp. in Rz. 377 und Rz. 378 in einem einzigen
Anhang zusammengefasst werden.

 AS 2008 5421 5435

375 Zur  Bezeichnung  der  an  Schengen  beteiligten  Staaten  ist  folgende  Formulierung  zu
verwenden:

«Staaten, die durch eines der Schengen-Assoziierungsabkommen gebunden sind»

Zur Bezeichnung der an Dublin beteiligten Staaten gilt entsprechend folgende Formulierung:

«Staaten, die durch eines der Dublin-Assoziierungsabkommen gebunden sind»

376 Werden die an Schengen bzw. an Dublin beteiligten Staaten mehrmals  erwähnt,  so kann die
Kurzform «Schengen-Staaten» bzw. «Dublin-Staaten» als  Klammerdefinition (vgl.   Rz.  34,  35
und 36) zunächst eingeführt und im weiteren Erlasstext  (ohne Fussnote oder Verweis  auf den
Anhang, in dem die Assoziierungsabkommen aufgelistet sind) verwendet werden.

Beispiel:

https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2008/5421.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2008/5421.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2008/5421.pdf
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Art. 40 Abs. 1 und 4

1 Wer Feuerwaffen und die dazugehörige Munition vorübergehend aus  einem Staat,  der durch eines
der  Schengen-Assoziierungsabkommen  gebunden  ist  (Schengen-Staat),  in  das  schweizerische
Staatsgebiet  verbringen will,  muss  zusammen mit  dem Gesuch nach Artikel 39 den  Europäischen
Feuerwaffenpass vorlegen.

4 Die Schengen-Assoziierungsabkommen sind in Anhang 3 aufgeführt.

Art. 41 Abs. 1

1 Wer im Rahmen  der  Tätigkeit  als  Sicherheitsbegleiter  von  Werttransporten  oder  von  Personen
Feuerwaffen und die dazugehörige Munition aus  einem Staat,  der  kein  Schengen-Staat  ist,  in  das
schweizerische  Staatsgebiet  verbringen  und  wieder  ausführen  will,  benötigt  dafür  nur  eine
Bewilligung für vorübergehendes Verbringen.

Art. 46 Abs. 1

1 Wer im Reiseverkehr Feuerwaffen oder  wesentliche  Waffenbestandteile  vorübergehend  in  einen
Schengen-Staat  ausführen  will,  muss  ein  Gesuch  um  Ausstellung  des  Europäischen
Feuerwaffenpasses stellen.

 AS 2008 5525

1.4 Umgang mit der Dynamik des EU-Rechts (statische
Verweisung)

138 EU-Rechtsakte  werden  häufig  geändert.  In  Verweisen  im  schweizerischen  Recht  ist  genau
anzugeben,  welche Änderungen eines  EU-Basisrechtsakts  (dieser  Ausdruck  entspricht  dem
im  schweizerischen  Recht  und  in  den  GTR-Bestimmungen  ausserhalb  dieses  Kapitels
verwendeten  Ausdruck  «Grunderlass»)  berücksichtigt  werden  (statischer  Verweis).  Im
Fliesstext  des  schweizerischen  Erlasses  wird  jeweils  nur  auf  den  EU-Basisrechtsakt
verwiesen.  In der Fussnote wird angegeben,  welche Änderungen des Basisrechtsakts  für  die
Schweiz gelten.

Statischer Verweis: die Bezugnahme auf einen Text  in einer ganz bestimmten Fassung (d. h.
mit  einem  bestimmten  Datum);  dynamischer  Verweis:  die  Bezugnahme  auf  einen  Text  in
dessen  jeweils  geltender  Fassung,  d. h.  einschliesslich  späterer  Änderungen.  Vgl.
Gesetzgebungsleifaden, Rz. 743.

139 Es sind 4 Fälle denkbar:

– Der EU-Rechtsakt wurde einmal oder mehrmals geändert oder auch nicht. Für die Schweiz
soll nur der Basisrechtsakt massgebend sein (Rz. 140).

– Der  EU-Rechtsakt  wurde  mehrmals  geändert.  Für  die  Schweiz  sollen  sämtliche
Änderungen oder sämtliche Änderungen bis  zu einem bestimmten Zeitpunkt  massgebend
sein (Rz. 141 und 142).

– Der  EU-Rechtsakt  wurde  einmal  oder  mehrmals  geändert.  Für  die  Schweiz  sollen  nur
einzelne Änderungen massgebend sein (Rz. 143 und 144).

– Der EU-Rechtsakt wurde einmal oder mehrmals geändert oder auch nicht. Für die Schweiz
ist  jeweils  diejenige  Fassung  massgebend,  die  in  einem  völkerrechtlichen  Vertrag
festgelegt ist (Rz. 145).

https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2008/5525.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2008/5525.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2008/5525.pdf
http://www.ejpd.admin.ch/content/dam/data/bj/staat/legistik/hauptinstrumente/gleitf-d.pdf
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1.4.1 1. Abschnitt Nennung des Basisrechtsakts

140 Der Verweis wird in der dazugehörigen Fussnote durch die Angabe der Fundstelle im ABl.  und
durch den Zusatz «Fassung gemäss ABl. …» als statisch gekennzeichnet.

Die Präzisierung «Fassung gemäss» ist notwendig,  damit  eindeutig klar ist,  dass es  sich um
einen statischen Verweis  handelt.  In den von der EU publizierten Rechtsakten wird seit  2008
nicht  mehr  auf  die  letzte  Änderung  dieser  Rechtsakte  hingewiesen.  Sofern  nicht  anders
angegeben,  beziehen  sich  Verweise  auf  Rechtsakte  innerhalb  der  EU  auf  deren  jeweils
geltende Fassung und sind damit dynamische Verweise.  Mit  dem Zusatz  «Fassung gemäss»
wird verhindert,  dass  Verweise  auf  einen  EU-Basisrechtsakt  im  Landesrecht  als  dynamisch
missverstanden werden.

Beispiel Kurzform-Verweis:

2 Für  Sendungen,  die  zur  Einlagerung in  eine  Freizone,  ein  Freilager  oder  ein  Zolllager  in  einem
Mitgliedstaat der Europäischen Union bestimmt sind, gilt Artikel 12 der Richtlinie 97/78/EG9.

9 Richtlinie 97/78/EG des Rates vom 18. Dezember 1997 zur Festlegung von Grundregeln für die 

Veterinärkontrollen von aus Drittländern in die Gemeinschaft eingeführten Erzeugnissen, Fassung 

gemäss ABl. L 24 vom 30.1.1998, S. 9.

Beispiel ausführlicher Verweis

2 Für  Sendungen,  die  zur  Einlagerung in  eine  Freizone,  ein  Freilager  oder  ein  Zolllager  in  einem
Mitgliedstaat  der Europäischen Union bestimmt  sind, gilt  Artikel 12 der Richtlinie  97/78/EG  des
Rates  vom 18. Dezember 19979  zur Festlegung von  Grundregeln  für  die  Veterinärkontrollen  von
aus Drittländern in die Gemeinschaft eingeführten Erzeugnissen.

9 Fassung gemäss ABl. L 24 vom 30.1.1998, S. 9. 

1.4.2 2. Abschnitt Nennung der letzten massgeblichen Änderungen

141 Im Fliesstext  wird der EU-Basisrechtsakt  zitiert.  In der Fussnote wird die Fundstelle im  ABl.
und  anschliessend  mit  der  Formel  «zuletzt  geändert  durch  …»  der  letzte  für  die  Schweiz
massgebende Änderungsrechtsakt in Kurzform und mit Fundstelle im ABl. angegeben: 

Beispiel Kurzform-Verweis:

1 Vorbehaltlich anderer Bestimmungen erfolgen die Kontrollen nach den technischen Bestimmungen
der Kapitel I–V der Verordnung (EG) Nr. 882/200418.

18 Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004

über amtliche Kontrollen zur Überprüfung der Einhaltung des Lebensmittel- und Futtermittelrechts

sowie der Bestimmungen über T iergesundheit und T ierschutz, ABl. L 165 vom 30.4.2004, S. 1;

zuletzt geändert durch Verordnung (EU) Nr. 208/2011, ABl. L 58 vom 3.3.2011, S. 29.

 AS 2011 5409, Art. 71

https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2011/5409.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2011/5409.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2011/5409.pdf
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Beispiel ausführlicher Verweis:

Vorbehaltlich anderer Bestimmungen erfolgen die Kontrollen nach den technischen Bestimmungen
der Kapitel I–V der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des  Europäischen Parlaments  und  des  Rates
vom 29. April 200418 über amtliche Kontrollen zur Überprüfung der Einhaltung des  Lebensmittel-
und Futtermittelrechts sowie der Bestimmungen über Tiergesundheit und Tierschutz.

18 ABl. L 165 vom 30.4.2004, S. 1; zuletzt geändert durch Verordnung (EU) Nr. 208/2011, ABl. L 58

vom 3.3.2011, S. 29.

Für  die  Zwecke  des  Verweises  im  schweizerischen  Erlass  bedeutet  die  Formel  «zuletzt
geändert  durch  …»  nicht  –  oder  nicht  notwendig  –,  dass  es  sich  bei  dem  angeführten
Änderungsrechtsakt um die letzte in der EU geltende Änderung handelt.  Vielmehr besagt  die
Formel im Sinne des statischen Verweises (vgl.  Fussnote zu Rz. 138),  dass es  sich um  die
letzte Änderung handelt, welche die Schweiz als für sie massgebend erklärt.

142 Wird  auf  einen  EU-Rechtsakt  verwiesen,  der  nur  einmal  geändert  wurde,  oder  ist  für  die
Schweiz  nur eine Änderung  massgebend,  so  folgt  die  Zitierweise  gemäss  Rz.  143  und  144
(Nennung der Änderung mit «geändert durch»).

1.4.3 3. Abschnitt Nennung aller massgeblichen Änderungen

143 In  der  Fussnote  werden  anschliessend  an  die  Angaben  zum  EU-Basisrechtsakt  die  für  die
Schweiz massgebenden Änderungsrechtsakte in der Kurzform und mit  Angabe der Fundstelle
im ABl. aufgelistet. Diese werden mit der Formel «geändert durch …» eingeführt.

Beispiel Kurzform-Verweis
3

:

Die  Bekämpfung  der  spongiformen  Enzephalopathien  von  Tieren  der  Rinder-,  Schaf-  und
Ziegengattung richtet sich nach der Verordnung (EG) Nr. 999/200111.

11 Verordnung (EG) Nr. 999/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2001 mit

Vorschriften zur Verhütung, Kontrolle und T ilgung bestimmter transmissibler spongiformer

Enzephalopathien, ABl. L 147 vom 31.5.2001, S. 1; 

geändert durch: 

– Verordnung (EG) Nr. 1248/2001, ABl. L 173 vom 27.6.2001, S. 12; 

– Verordnung (EG) Nr. 270/2002, ABl. L 45 vom 15.2.2002, S. 4.

Beispiel ausführlicher Verweis:

Die  Bekämpfung  der  spongiformen  Enzephalopathien  von  Tieren  der  Rinder-,  Schaf-  und
Ziegengattung richtet  sich nach der Verordnung (EG) Nr. 999/2001  des  Europäischen  Parlaments
und  des  Rates  vom  22. Mai  200111  mit  Vorschriften  zur  Verhütung,  Kontrolle  und  Tilgung
bestimmter transmissibler spongiformer Enzephalopathien:

11 ABl. L 147 vom 31.5.2001, S. 1; geändert durch: 

– Verordnung (EG) Nr. 1248/2001, ABl. L 173 vom 27.6.2001, S. 12; 

– Verordnung (EG) Nr. 270/2002, ABl. L 45 vom 15.2.2002, S. 4.

144 Ist  ein  EU-Rechtsakt  sehr  häufig  geändert  worden  und  sind  für  die  Schweiz  nicht  alle
Änderungen massgebend,  so kann die Auflistung in einem Anhang (auf  den  im  Erlasskörper
natürlich verwiesen werden muss, vgl. Rz. 69) eine praktikable Lösung sein.
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1.4.4 4. Abschnitt Verweis auf die in einem Staatsvertrag festgelegte Fassung

145 In die meisten bilateralen Abkommen mit  der EU sowie in bestimmte andere völkerrechtliche
Verträge  werden  EU-Rechtsakte  aufgenommen.  Dies  geschieht  im  Allgemeinen  durch
statische Verweise auf EU-Recht. Die Verweise auf EU-Rechtsakte können entweder zum Ziel
haben, diese Rechtsakte in den Staatsvertrag zu integrieren (z.B. im Abkommen vom 21. Juni
1999 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft  und der Europäischen Gemeinschaft
über  den  Luftverkehr,  SR 0.748.127.192.68)  oder  die  Schweiz  zu  verpflichten,  Regeln
anzuwenden,  die mit  denjenigen der EU gleichwertig  sind  (z.B.  im  Abkommen  vom  21. Juni
1999 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft  und der Europäischen Gemeinschaft
über den Handel mit  landwirtschaftlichen Erzeugnissen,  SR 0.916.026.81 oder im Abkommen
vom 21. Juni 1999 zwischen der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft  und  der  Europäischen
Gemeinschaft über den Güter- und Personenverkehr auf Schiene und Strasse, SR 0.740.72).

Unabhängig von der Art, wie sich ein Abkommen auf EU-Recht bezieht, kann man in Erlassen
des Landesrechts  auf die für die  Schweiz  jeweils  verbindliche  Fassung  von  EU-Rechtsakten
verweisen, indem man nicht  direkt  die Fundstelle im ABl.  und die verbindliche Fassung eines
EU-Rechtsakts angibt, sondern die Stelle des Abkommens (z.B. einen Anhang) zitiert,  an der
diese  Fassung  festgelegt  ist.  Da  damit  auf  für  die  Schweiz  geltendes  Staatsvertragsrecht
verwiesen  wird,  darf  der  Verweis  dynamisch  ausgestaltet  werden.  Erst  der  Verweis  im
Abkommen verweist  auf einen Text  ausserhalb des  geltenden  Bundesrechts;  dieser  Verweis
muss daher statisch abgefasst sein.

Diese  Verweisungsform  setzt  voraus,  dass  der  Rechtsakt,  auf  den  verwiesen  wird,  leicht
auffindbar ist, z.B. weil der Anhang des betreffenden bilateralen Abkommens durchnummeriert
ist  und  auf  die  Gliederungseinheit  verwiesen  werden  kann,  unter  welcher  der  Rechtsakt  zu
finden ist.

Beispiel: Hinweis auf die verbindlichen Fassungen im Fliesstext

2 Diese  Verordnung gilt  nur,  soweit  nicht  eine  der  folgenden  EU-Verordnungen  in  der  für  die
Schweiz  gemäss  Ziffer 4  des  Anhangs  zum  Abkommen  vom  21. Juni  199912  zwischen  der
Schweizerischen  Eidgenossenschaft  und  der  Europäischen  Gemeinschaft  über  den  Luftverkehr
jeweils verbindlichen Fassung anwendbar ist:

a. Verordnung (EG) Nr. 300/200813;

b. Verordnung (EU) Nr. 185/201014.

12 SR 0.748.127.192.68
13 Verordnung (EG) Nr. 300/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 2008

über gemeinsame Vorschriften für die Sicherheit  in der Zivilluftfahrt und zur Aufhebung der

Verordnung (EG) Nr. 2320/2002.
14 Verordnung (EU) Nr. 185/2010 der Kommission vom 4. März 2010 zur Festlegung von detaillierten

Massnahmen für die Durchführung der gemeinsamen Grundstandards in der Luftsicherheit .

Beispiel: Hinweis auf die verbindlichen Fassungen in der Fussnote

1 Fahrzeuge  der  Klassen M2,  M3,  N2  und  N3  müssen  mit  einer  automatischen
Geschwindigkeitsbegrenzungseinrichtung  nach  der  Richtlinie  92/24/EWG266  oder  nach  (…)
ausgerüstet sein.

266 Richtlinie 92/24/EWG des Rates vom 31. März 1992 über

Geschwindigkeitsbegrenzungseinrichtungen und vergleichbare

Geschwindigkeitsbegrenzungssysteme für bestimmte Kraftfahrzeugklassen, in der für die Schweiz

gemäss Anhang 1 Abschnitt  3 des Landverkehrsabkommens (SR 0.740.72) jeweils verbindlichen

Fassung. 

https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19994646/index.html
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19994646/index.html
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19994645/index.html
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19994645/index.html
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19994647/index.html
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19994647/index.html
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1.5 Umgang mit Berichtigungen von EU-Rechtsakten

146 Bereits  publizierte  EU-Rechtsakte  sind  häufig  von  späteren  Berichtigungen  betroffen;  diese
werden  im  ABl.  publiziert.  Die  berichtigten  Fassungen  sind  zwar  rechtsverbindliche
Publikationen. In den meisten Fällen betreffen sie jedoch die Korrektur sprachlicher Versehen,
insbesondere  von  Abweichungen  zwischen  den  verschiedenen  Sprachfassungen.  In  der
Schweiz wird der Einfachheit halber darauf verzichtet, Berichtigungen anzugeben.

1.6 Ergänzende Hinweise zur Gestaltung der Verweise

147* In Verweisen auf EU-Rechtsakte ist  die im ABl.  verwendete Zitierweise zu übernehmen. Dies
bedeutet insbesondere:

– Beim Verabschiedungsdatum eines EU-Rechtsakts wird der Monatsname ausgeschrieben;
im  Datum  der  Fundstelle  im  ABl.  wird  er  dagegen  nur  mit  der  entsprechenden  Ziffer
angegeben.

– Die Gross- und Kleinschreibung und die Interpunktion sind zu beachten.**

Zur Zitierung von Gliederungseinheiten von EU-Rechtsakten siehe Rz. 98.

* Randziffer geändert durch den Beschluss der Begleitgruppe GTR vom 25. Okt. 2021.

** Die Praxis in der EU folgt in den verschiedenen Amtssprachen teilweise unterschiedlichen
Regeln. 

148 Die in der folgenden Tabelle aufgelisteten Fehler sind zu vermeiden:

Richtig Falsch

ABl.

ABl. L 106 vom …

ABl. L 106 vom 3.5.2000

ABl. L 106 vom 3.5.2000, S. 21

Verordnung (EG) Nr. 1335/2008

Richtlinie 2009/45/EG 

zuletzt geändert durch Verordnung …

Richtlinie … über …, ABl. L … vom …

Abl. / ABl / ABL / Amtsblatt

ABl. Nr. L 106 vom …

ABl. L 106 vom 3. Mai 2000

ABl. L 106 vom 03.05.2000

ABl. L 106 vom 3.5.2000, S. 21–48

ABl. L 106 vom 3.5.2000, S. 21ff.

ABl. L 106/21 vom 3.5.2000

Verordnung (EG) 1335/2008

Verordnung (EG) Nr. 1335/2008/EG

EG-Verordnung Nr. 1335/2008

europäische Verordnung Nr. 1335/2008

Richtlinie Nr. 2009/45/EG

Richtlinie (EG) 2009/45/EG

Richtlinie (EG) Nr. 2009/45/EG

Richtlinie 0045/2009

zuletzt geändert durch die Verordnung …

Richtlinie … über … (ABl. L … vom …)
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149 Vor der Nennung der Fundstelle im ABl.  wird ein Komma gesetzt,  vor der Nennung  allfälliger
Änderungsrechtsakte ein Strichpunkt.

Beispiel

60 Richtlinie 2009/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2009 über die

Sicherheit  von Spielzeug, ABl. L 170 vom 30.6.2009, S.1; zuletzt geändert durch Richtlinie 2012/7/

EU, ABl. L 64 vom 3.3.2012, S. 7. 

 AS 2012 4717, Art. 13 Abs. 1 Bst. a

1.7 Keine Angabe von Bezugsquellen

150 Man begnügt sich für EU-Rechtsakte mit  der Angabe der Fundstelle im ABl.;  auf die Angabe
von Stellen, bei denen das Dokument bezogen werden kann, ist grundsätzlich zu verzichten.

151 Wenn ein besonderer Mehrwert geschaffen wird, kann auf die Internetadresse des zuständigen
Bundesamts  oder  der  zuständigen  Fachstelle  im  betreffenden  Bundesamt  (z.B.
www.cheminfo.ch  beim  Bundesamt  für  Gesundheit  für  die  Chemikaliengesetzgebung)
verwiesen werden.

Beispiel:

… abrufbar unter www.cheminfo.ch.

https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2012/4717.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2012/4717.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2012/4717.pdf
http://www.cheminfo.ch
http://www.cheminfo.ch
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